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� Verjährung von Umbauverpflichtung des Mieters 
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� Störung des Sondereigentums: Was kann der 
betroffene Eigentümer unternehmen? 
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� Verjährung von Umbauver-
pflichtung des Mieters
 
BGH, Urteil vom 31. März 2021, Az.: XII ZR 42/20 

 
Ansprüche des Vermieters betreffend 

den Zustand der Mietsache bei Rückgabe umfas-
sen sämtliche Abweichungen vom vertraglich ge-
schuldeten Zustand. 

Der Kläger war Eigentümer einer Halle, 
welche er zum Betrieb einer stahlverarbeitenden 
Werkstatt mit Lager an die Beklagte im Rahmen ei-
nes Gewerbemietvertrages vermietete. Später 
wurde ein zusätzlicher Teil zum ursprünglichen 
Mietgegenstand hinzugefügt (70qm). Als Gegen-
leistung wurde nicht nur eine leicht erhöhte Miete 
vereinbart, sondern der Mieter wurde verpflichtet, 
auf eigene Kosten als Gegenleistung Wertverbes-
serungen (in Form von Renovierungsarben an 
Wand und Fußboden) am Objekt vorzunehmen. 
Diese Arbeiten waren nach der Auffassung der 
Parteien für eine immissionsrechtliche Genehmi-
gung für die künftig geplante Nutzung durch den 
Mieter erforderlich. Der Mieter nahm die geplante 
(Um-) Nutzung jedoch nie auf und führte auch die 
Renovierungsarbeiten nicht aus. Der Vermieter 
verlangt nunmehr klageweise Schadensersatz in 
Höhe der Kosten, die dieser für diejenigen Reno-
vierungsarbeiten aufgewendet hatte, die eigentlich 
dem Mieter oblagen.  

Das LG hat die Klage abgewiesen, das 
OLG hat die Berufung des Klägers zurückgewie-
sen. Der BGH gab mit dem hier aufgezeigten Urteil 
jedoch der Revision statt und verwies die Sache 
zurück an das OLG. Der BGH hielt den Anspruch 
des Vermieters auf Durchführung der Wertverbes-
serungsarbeiten im Gegensatz zum OLG nicht für 
verjährt. Entscheidend war hier, welche Verjäh-
rungsfrist einschlägig ist. Das OLG ging davon aus, 
die regelmäßige dreijährige Verjährungsfrist des 
§ 195 BGB sei einschlägig. Sodann wäre der An-
spruch verjährt, da dieser bereits mit Beginn des 
neuen Mietverhältnis (bzw. dessen Erweiterung – 
2009) als Teil der Gegenleistung für die Gebrauch-
süberlassung fällig geworden sei (Verjährung dann 
2013).  

Der BGH ging ebenfalls von einer Ge-
genleistung als Hauptpflicht aus. Jedoch stellte 

der BGH darauf ab, dass mit den geschuldeten Re-
novierungsarbeiten auch der bei der Rückgabe ge-
schuldete Zustand festgelegt wurde. Denn wer als 
Gegenleistung für die Gebrauchsüberlassung die 
Sache durch Renovierungen zu verbessern ver-
pflichtet ist, der habe die Sache auch in entspre-
chend verbessertem Zustand zurückzugeben (wo-
bei vertragsgemäße Abnutzungen zu berücksichti-
gen sind). Ersatzansprüche des Vermieters wegen 
Veränderungen oder Verschlechterungen der 
Mietsache verjähren allerdings nach § 548 Abs. 1 
BGB in sechs Monaten nachdem der Vermieter die 
Sache zurückerhalten hat. Die Norm erfasse nach 
Ansicht des BGH auch Hauptpflichten, sofern 
diese ihrem Inhalt nach den Zustand der Mietsa-
che im Zeitpunkt der Rückgabe festlegen. Die Sa-
che muss nicht, wie der Wortlaut der Norm sugge-
riert, im Vergleich zum Ausgangszustand ver-
schlechtert sein. Der BGH legt das Merkmal der 
Verschlechterung dahingehend aus, dass auch 
solche Zustände der Mietsache gemeint sind, die 
negativ von dem im Vertrag festgelegten Rückga-
bezustand abweichen. Vorliegend war nicht nur 
eine Anpassung der Mietsache auf die Bedürfnisse 
des Mieters geschuldet, welche wiederum nicht 
den geschuldeten Zustand bei Rückgabe betrifft, 
sondern eine konkrete Wertverbesserung. Da die 
Klage innerhalb von 6 Monaten nach Rückgabe er-
hoben wurde, gab der BGH der Revision somit 
statt. 
 
Fazit:  
Der BGH fasst unter die kurze Verjährungsfrist 
sämtliche Ansprüche, die der Vermieter deshalb 
hat, weil der Mieter die Sache in einem anderen als 
dem vertraglich geschuldeten Zustand zurückgibt. 
Dies ist für den Vermieter von Vorteil, da dieser 
nicht während des laufenden Mietverhältnis die 
Erfüllung entsprechender Pflichten kontrollieren 
muss. Gleichzeitig wird der Anspruch der entspre-
chend kurzen Verjährung unterworfen, um gegen-
seitige Ansprüche aus der Rückgabe zügig abzuwi-
ckeln. 
. 
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� Störung des Sondereigentums: 
Was kann der betroffene Eigentü-
mer unternehmen?
 
BGH, Urteil vom 11. Juni 2021; Az.: V ZR 41/19 
 
Ein Wohnungseigentümer kann gewisse Rechte 
betreffend sein Sondereigentum geltend machen, 
auch wenn dabei das Gemeinschaftseigentum zu-
gleich betroffen ist. 

Zum Sachverhalt (vereinfacht): Auf ei-
nem in Wohnungseigentum aufgeteilten Grund-
stück gibt es ein Mehrfamilien- und ein Einzelhaus. 
Das Sondereigentum von der Tochter des Klägers 
liegt im Mehrfamilienhaus. Dem Kläger ist der 
Nießbrauch an dem Wohnungseigentum seiner 
Tochter eingeräumt. Das Sondereigentum des Ein-
zelhauses gehört einem anderen Wohnungseigen-
tümer. Dieser hat das Einzelhaus auch selbst er-
baut. Der Kläger behauptet, der Beklagte habe das 
Einzelhaus zu hoch errichtet. Aus diesem Grunde 
könne man aus seiner Wohnung nicht mehr die 
Elbe sehen. Aus diesem Grund verlangt er von dem 
Beklagten in Prozessstandschaft für seine Tochter 
Schadensersatz in Höhe einer behaupteten Ver-
kehrswertminderung von EUR 55.000. 

Der Kläger hat in allen drei Rechtsin-
stanzen kein Erfolg. Der BGH entschied, dass die 
Klage bereits unzulässig sei, da die Tochter als 
Sondereigentümerin, von der der Kläger seine 
Rechte ableite, selbst nicht prozessführungsbe-
fugt wäre. Die sich aus dem gemeinschaftlichen 
Eigentum ergebenden Rechte könne nur die Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer ausüben. Zu 
diesen Rechten habe grundsätzlich das Verlangen 
nach Schadensersatz gehört. Die neuen gesetzli-
chen Regelungen haben daran nichts geändert. 
Die Prozessführungsbefugnis könne auch nicht 
aus einer Beeinträchtigung des Sondereigentums 
hergeleitet werden. Zwar sei ein Wohnungseigen-
tümer prozessführungsbefugt, wenn er seine Klage 

auf eine Störung seines Sondereigentums stütze. 
Dies gelte auch dann, wenn zugleich das gemein-
schaftliche Eigentum von der Störung betroffen 
sei. Allerdings beschränke sich das Recht auf Un-
terlassungs- und Beseitigungsansprüche. Der Klä-
ger aber verlange keine Unterlassung oder Beseiti-
gung der Störung, für den eben eine Prozessfüh-
rungsbefugnis einzelner Sondereigentümer in Be-
tracht kommen könnte, sondern macht einen Zah-
lungsanspruch geltend. In jedem Fall wäre eine 
Koordinierung der Ansprüche durch eine gemein-
schaftliche Willensbildung erforderlich. Der Störer 
dürfe nämlich nicht unterschiedlichen Anspruchs-
zielen des Verbands und einzelner Wohnungsei-
gentümer ausgesetzt werden, so der BGH. Insoweit 
stünde der Klägerseite wegen einer Störung des 
Sondereigentums durch einen anderen Woh-
nungseigentümer nur ein Anspruch auf Ausgleich 
in Geld zu, welcher allerdings nicht Gegenstand 
der Klage war. 
 
Fazit: 
Der BGH klärt erstens, dass ein Wohnungseigen-
tümer Störungen seines Sondereigentums auch 
dann selbst abwehren kann, wenn zugleich das ge-
meinschaftliche Eigentum betroffen ist. Dem ist 
zuzustimmen. Allerdings beschränkt sich dieses 
Recht auf Unterlassungs- und Beseitigungsan-
sprüche. Die zweite Aussage des BGH ist, dass ein 
Wohnungseigentümer von einem anderen Woh-
nungseigentümer nur unter bestimmten Voraus-
setzungen Schadensersatz wegen einer Störung 
des Sondereigentums verlangen kann. Hieraus er-
geben sich Folgefragen, die sicherlich künftig die 
Gerichte beschäftigen werden. 
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